Anforderungen an eine nachhaltige Gesundheitsversorgung im Märkischen Kreis
Die UB-Konferenz der Jusos MK möge beschließen und an den Parteitag der SPD im Märkischen Kreis weiterleiten:
Der Parteitag der SPD im Märkischen Kreis möge beschließen:

1.: Gesundheitsversorgung ist Aufgabe öffentlicher Daseinsvorsorge. Wir fordern, dass die politische Planung sich vor allem auf Ziele beruft, die die Versorgung betreffen. An der medizinischen Maximalversorgung im Kreis darf nicht gerüttelt werden. Eine weitere Ökonomisierung der Gesundheitsversorgung lehnen wir ab. Die Ökonomisierung, die bei den Märkischen Kliniken über betriebliche Abläufe hinausgegangen war, hat zu einem erheblichen Imageverlust beigetragen. Hier gilt es, die Kliniken wieder als Bürgerkliniken zu verstehen. Dazu gehört auch, nicht bei jedem Problem die Expertise fremder Beratungsfirmen einzuholen, die sich zum Teil auf fragwürdige Methoden berufen. 

2.: Kliniken sind lebensnotwendig und müssen deswegen in Wohnortnähe bestehen bleiben. Wir lehnen deswegen weitere Krankenhausschließungen ab. Vielmehr sollte man trägerübergreifend über Möglichkeiten von Kooperationen nachdenken. In einzelnen Bereichen könnten gemeinsame Personalpools zum Beispiel sinnvoll sein. Auch eine Diskussion über eine Konzentration von Klinikträgern sollte nicht tabuisiert werden. 
3.: Die Märkischen Kliniken müssen in unmittelbarer und teilweise mittelbarer Trägerschaft des Märkischen Kreises bleiben. Die Übernahme durch fremde Anteilseigner hat keine Zukunft. Der Märkische Kreis hat hiermit – Stichwort: Müllverbrennungsanlage in Iserlohn – keine guten Erfahrungen gemacht. Oberstes Interesse der Märkischen Kliniken muss die Maximalversorgung für alle Bürgerinnen und Bürger im Kreis sein. Dem könnten Interessen fremder Anteilseigner entgegenstehen.

4.: Die ärztliche Versorgung muss sichergestellt bleiben. Gerade in weniger städtisch geprägten Bereichen des Märkischen Kreises muss mehr getan werden. Hier müssen die Bedürfnisse der Patientinnen und Patienten mit denen des ärztlichen Personals in Einklang gebracht werden. Die Märkischen Kliniken als möglicher Träger von Medizinischen Versorgungszentren (MVZ) könnten diese hier als sinnvolles Werkzeug einsetzen. Für junge Ärztinnen und Ärzte, die (noch) nicht niedergelassen arbeiten möchten und trotzdem praxisähnlich in MZV arbeiten könnten. Im besten Fall könnte man dies sogar kombinieren, sodass das quasi niedergelassene Personal in den MVZ auch gleichzeitig in den Märkischen Kliniken arbeitet. Damit könnte man auch den sinnvollen Erstkontakt zwischen Patientinnen und Patienten im Bereich Kierspe, Meinerzhagen, Schalksmühle und Halver zum Klinikum Hellersen herstellen. 

5.: Die Ansiedlung von weiteren Unternehmen aus der Peripherie der Gesundheitsversorgung könnte ein weiterer Schub für die Attraktivität des Gesundheitsstandorts Märkischer Kreis sein. Deswegen sollte auch die Ausbildung und Forschung zum Beispiel in der Medizintechnik ausgebaut werden.

6.:  Die Rettung der Krankenhauslandschaft hat eine hohe Priorität. Ein gegenseitiges Ausspielen von Interessen unterschiedlicher Akteure der Daseinsvorsorge sollte dabei aber unterbleiben. Auch populistische Äußerungen aus egoistischem Motiv, wie sie von Altenas Bürgermeister Dr. Hollstein getätigt wurden, sind nicht hinzunehmen. Sicherungsmaßnahmen für den Gesundheitsstandort Märkischer Kreis sind gut für den Gesamtkreis und damit auch für jede einzelne Stadt und Gemeinde. 
Begründung
Örtliche Gesundheitsversorgung ist ein wesentlicher Standortfaktor. Sie entscheidet über die Lebensqualität in einer Stadt beziehungsweise einer Region. Der demografische Wandel und ökonomische Faktoren führen dazu, dass die ärztliche Versorgung in ländlichen Regionen immer weiter zurückgehen wird. Es ist wichtig, schon kurzfristig Maßnahmen gegen diesen Trend zu entwickeln. 

Die politischen Beratungen zu einer Strategie der künftigen Gesundheitsversorgung im Märkischen Kreis sollen sich jedoch nicht vornehmlich von ökonomischen Faktoren leiten lassen. Für uns bleibt die medizinische Versorgung der Menschen bei uns erste Leitlinie. Bislang werden viele Debatten um das Thema Gesundheitsversorgung bewusst technisch geführt. Eine Überprüfung der Argumente kann von vielen Menschen mangels Kenntnis nicht durchgeführt werden. Dabei  könnten technische Begriffe bei der Definition von Zielen der medizinischen Versorgung außen vor gelassen werden.

Krankenhäuser im Märkischen Kreis – und darüber hinaus – haben mit immer schärferen Wettbewerbsbedingungen zu kämpfen. Der Staat zieht sich immer mehr aus der Pflicht heraus, wichtige Investitionen in klinische Infrastruktur zu unterstützen. Dies ist die Folge einer Ökonomisierung der Krankenhauslandschaft nach den Regeln des neoliberalen Wettbewerbsprinzips.
 Die Einführung der Fallpauschalen hat die gewünschten Kosteneinsparungen nachweislich nicht erbracht. Der ökonomische Aufwand, der durch die Einführung vor allem für das ärztliche Fachpersonal entstanden ist, reduziert vor allem den Aufwand bei der Behandlung und Betreuung von Patienten. 

Das bislang erklärte Ziel der Gesundheitspolitik im Märkischen Kreis ist die medizinische Vollversorgung. Diese wird unter bleibenden Umständen immer schwieriger zu erreichen sein. Für die Erbringung bestimmter Leistungen muss ein erheblicher Kostenaufwand betrieben werden, um sogenannte Freelancer (freischaffende Ärzte ohne Klinikbindung) für einzelne Aufgaben beschäftigen zu können. Aus dem eigenen Personalstamm können offensichtlich nicht mehr alle Aufgaben bewältigt werden. 

Die Märkischen Kliniken als Krankenhäuser in Trägerschaft des Märkischen Kreises haben im Besonderen die politisch gesetzten Ziele zu verfolgen. Ohne die politische Steuerung macht ein Krankenhausbetrieb in eigener Trägerschaft keinen Sinn. Die von der Klinikleitung gesetzten Ziele sind in den letzten Jahren wiederholt nicht erreicht worden. Ein pensionierter Klinikdirektor äußerte sich drastisch über den Zustand der Kliniken. Sowohl das leitende ärztliche Personal als auch das Pflegepersonal haben sich in Stellungnahmen gegen Maßnahmen der Klinikleitung ausgesprochen.
 Hohe Defizite und ein vorauseilender schlechter Ruf zum Beispiel über die Notaufnahme im Klinikum Hellersen tragen zu einem schlechten Gesamtbild bei, das die Märkischen Kliniken in diesen Tagen abgeben.

Aufsichtsrat und Geschäftsführung haben kürzlich ein Gutachten der Beratungsfirma Roland Berger in Auftrag gegeben, um Einsparungspotentiale in den eigenen Häusern ermitteln zu können. Offenbar wurde nicht nur der Bedarf an Einsparungen ermittelt, sondern in einzelnen Segmenten auch Investitionsbedarf festgestellt. So schlägt Roland Berger vor, das Personal für die Notaufnahme aufzustocken, um die tatsächlich hohen Wartezeiten dort reduzieren zu können. Die Zustände in der Notaufnahme sind schon oft Thema in der öffentlichen Diskussion gewesen, ohne dass sich etwas dort verändert hat. 

Das Gutachten legt sich aber auch offenbar auf Fakten fest, die nach tiefgründiger Überprüfung so nicht haltbar sind. So erwähnt ein Teil der Politik die in dem Gutachten wohl festgestellte hohe Krankenhausdichte pro Einwohner. Der Märkische Kreis kommt demnach auf drei Krankenhäuser pro 100.000 Einwohner. Dies sei im Vergleich zu NRW (2,3) und der BRD (2,5) relativ hoch. Selbst wenn man dabei bliebe, wie geschehen auch Krankenhäuser wie das Sportklinikum Hellersen, die Berglandklinik (mit 28 Betten als Geburtsklinik), die LWL-Klinik und das Lungenklinikum in Hemer als Datengrundlage miteinzubeziehen, wäre das in der umliegenden Region kein Spitzenwert. Der Hochsauerlandkreis kommt so zum Beispiel auf 5,2 Kliniken je 100.000 Einwohner.
 Auch die Landkreise Soest und Ennepe-Ruhr-Kreis haben eine etwas höhere Krankenhausdichte. 

Wenn man die Sonderkrankenhäuser nicht zur Datengrundlage hinzuzöge (weil sie entweder keine Notaufnahme haben bzw. aufgrund ihrer Eigenschaft als Sonderkrankenhaus auch von Menschen außerhalb des Märkischen Kreises als Patienten genutzt werden), käme man auf eine Krankenhausdichte von 2,1 Krankenhäusern pro 100.000 Einwohner, was deutlich unter dem Schnitt läge. Roland Berger lässt hier zudem außer Acht, dass der Märkische Kreis ein relativ großer Flächenkreis ist. Während im Ruhrgebiet aufgrund geringerer Distanzen zum nächsten Krankenhaus eine niedrige Häuserdichte rechtfertigen lässt, ist eine hohe Krankenhausdichte im Flächenkreis lebensnotwendig. Auch hier lässt sich keine übermäßig hohe Krankenhausdichte im Vergleich zu anliegenden Flächenkreisen feststellen.
 Dies lässt vermuten, dass es bei der Erhebung solcher Zahlen und der begleitenden Feststellung ein anderes Motiv geben könnte: Der politischen Begründung einer kleiner werdenden Krankenhauslandschaft im Märkischen Kreis. 

Ein Überblick über die Krankenhauslandschaft im Märkischen Kreis zeigt, dass sich die Kliniken vornehmlich in der Mitte beziehungsweise im Norden des Kreises konzentrieren. Im Bereich Kierspe, Halver, Schalksmühle und Meinerzhagen gibt es kein Krankenhaus. Hier wäre wohl das Klinikum Hellersen erste Anlaufstelle. Hier scheint erhebliches Potential zur Verbesserung der Krankenversorgung. Möglicherweise müsste man Maßnahmen zum Erstkontakt ergreifen.

Die ärztliche Grundversorgung in einem Flächenkreis wird nicht nur durch den demografischen Wandel und den Trend zum Wohnen und Leben in der Großstadt gefährdet. Auch das Arbeitsleben von Ärztinnen und Ärzten verändert sich. Neueste Erhebungen unter Medizinstudierenden zeigen, dass die Akzeptanz von Medizinischen Versorgungszentren (MVZ) immer größer wird. Gerade junge Studentinnen können sich eher eine berufliche Perspektive in einem MZV als in einer eigenen Niederlassung vorstellen. Fast drei Viertel der Befragten sehen ihre Zukunft nicht als niedergelassene Ärztinnen und Ärzte. Dennoch schließt eine große Mehrheit nicht aus, irgendwann in einer eigenen Niederlassung zu arbeiten.
 Die Politik muss hier überprüfen, ob die Bedingungen am Gesundheitsstandort MK den veränderten Lebens- und Arbeitsvorstellungen angehender Medizinerinnen und Mediziner entsprechen – und welche Chancen sich eventuell ergeben könnten. Gerade der drohende Rückgang an Praxen aufgrund der Aufgabe aus Altersgründen erfordert Maßnahmen.

Ein Gesundheitsstandort mit Zukunft benötigt ortsnahe Ausbildung und Forschung – auch in den zutragenden Bereichen wie zum Beispiel der Medizintechnik, die bereits an der FH Südwestfalen im Märkischen Kreis studiert werden kann. 

� Beispiel: Die kürzere Verweildauer von Patienten in Krankenhäusern aufgrund errechneter Fallpauschalen mit der Folge, dass Patienten regelmäßig nicht vollständig auskuriert entlassen werden („Blutige Entlassung“) oder regelmäßiger kurze Krankenhausaufenthalte durchleben („Drehtüreffekt“).


� Vgl. Lüdenscheider Nachrichten v. 2. Januar 2013, 2. Lokalseite


� 14 Kliniken bei rd, 265.000 Einwohnern


� Märkischer Kreis: 0,012 Krankenhäuser je Quadratkilometer; HSK: 0,007/km²; SO: 0,007/km²;  HA: 0,03/km²; EN: 0,024/km²; UN: 0,018/km² 


� Umfrage des Ärzteverbands Hartmannbund aus dem Jahr 2012, veröffentlicht am 7.5.2012





